Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 


Drucksache 8/2300 


17. 11.78 


Sachgebiet 611 


Beschlußempfehlung 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) 


zu dem Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes, des 
Gewerbesteuergesetzes, des Umsatzsteuergesetzes und anderer Gesetze 
(Steueränderungsgesetz 1979 — StÄndG 1979) 

- Drucksachen 8/2116, 8/2118, 8/2200, 8/2201, 8/2245, 8/2260, 8/2281, 8/2284 - 

Berichterstatter: Abgeordneter Vogel (Ennepetal) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 112. Sitzung am 20. Oktober 1978 be- 
schlossene Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes, des Gewerbe- 
steuergesetzes, des Umsatzsteuergesetzes und anderer Gesetze (Steueränderungs- 
gesetz 1979 — StÄndG 1979) — Drucksachen 8/2116, 8/2118, 8/2200, 8/2201 — 
wird nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Äbs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermittlungsausschuß 
beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die Änderungen gemeinsam abzu- 
stimmen ist. 


Bonn, den 16. November 1978 


Der Vermittlungsausschuß 

Vogel (Ennepetal) 

Vorsitzender und Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 
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Anlage 


Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes, des 
Gewerbesteuergesetzes, des Umsatzsteuergesetzes und anderer Gesetze 
(Steueränderungsgesetz 1979 — StÄndG 1979) 


1. Zu Artikel 1 Nr. 11 Buchstabe c — neu — (§ 33 a 
Abs. 3 EStG) 

In Artikel 1 Nr. 11 wird folgender Buchstabe c 
angefügt: 

,c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Erwachsen einem Steuerpflichtigen Auf- 
wendungen 

1. für Dienstleistungen zur Beaufsichti- 
gung oder Betreuung eines Kindes im 
Sinne des § 32 Abs. 4 oder 

2. durch die Beschäftigung einer Haus- 
gehilfin oder Haushaltshilfe, wenn 

a) der Steuerpflichtige oder sein nicht 
dauernd getrennt lebender Ehegat- 
te das 60. Lebensjahr vollendet 
hat oder 

b) der Steuerpflichtige oder sein nicht 
dauernd getrennt lebender Ehegat- 
te oder ein zu seinem Haushalt ge- 
höriges Kind im Sinne des § 32 
Abs. 4 Satz 1 oder eine andere zu 
seinem Haushalt gehörige unter- 
haltene Person, für die eine Ermä- 
ßigung nach Absatz 1 gewährt 
wird, nicht nur vorübergehend 
körperlich hilflos oder schwer kör- 
perbehindert ist oder die Beschäf- 
tigung einer Hausgehilfin oder 
einer Haushaltshilfe wegen Krank- 
heit einer der genannten Personen 
erforderlich ist, 

so wird auf Antrag die Einkommensteuer 
dadurch ermäßigt, daß die Aufwendun- 
gen vom Gesamtbetrag der Einkünfte ab- 
gezogen werden, und zwar 

im Fall der Nummer 1 höchstens 600 
Deutsche Mark oder bei Zusammenver- 
anlagung von Ehegatten höchstens 1 200 
Deutsche Mark im Kalenderjahr für je- 
des Kind, das das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat; die Erhöhung auf 
1 200 Deutsche Mark gilt auch, wenn der 
andere Elternteil nicht unbeschränkt 
steuerpflichtig ist oder seiner LFnterhalts- 
verpflichtung gegenüber dem Kind für 
den Veranlagungszeitraum nicht nach- 
kommt, 

im Fall der Nummer 2 höchstens 1 200 
Deutsche Mark im Kalenderjahr." 


bb) Satz 2 wird gestrichen. 

cc) In Satz 3 werden die Worte „Wird eine 
Steuerermäßigung nach den Sätzen 1 
oder 2 nicht gewährt," durch die Worte 
„Wird eine Steuerermäßigung nach Satz 1 
Nummer 2 nicht gewährt," ersetzt. 

dd) Satz 4 wird gestrichen. 

ee) Satz 5 erhält folgende Fassung: 

„Ehegatten, bei denen die Voraussetzun- 
gen des § 26 Abs. 1 vorliegen, können für 
die Zeit des Vorliegens dieser Voraus- 
setzungen die nach Satz 1 Nummer 2 und 
Satz 2 in Betracht kommenden Beträge 
insgesamt nur einmal abziehen."' 


2. Zu Artikel 1 Nr, 21 Buchstabe m — neu — 

(§ 52 Abs. 25 — neu — EStG) 

In § 52 wird folgender neuer Buchstabe m einge- 
fügt: 

,m) Folgender neuer Absatz 25 wird eingefügt: 

„(25) § 33 a Abs. 3 ist erstmals für den 
Veranlagungszeitraum 1980 anzuwenden."' 

Die bisherigen Buchstaben m bis p werden Buch- 
staben n bis q. 

Die neuen Buchstaben o und q (bisher Buchsta- 
ben n und pj erhalten folgende Fassung: 

„o) Die bisherigen Absätze 30 und 31 werden 
Absätze 26 und 27. 

q) Der bisherige Absatz 33 wird Absatz 28." 


3. Zu Artikel 1 Nr. 22 a — neu — (§ 53 a EStG) 

In Artikel 1 wird folgende Nummer 22 a einge- 
fügt: 

,22 a. Folgender § 53 a wird eingefügt: 

„§ 53 a 

Schlußvorschriften 

(Sondervorsdiriften für die Berücksichti- 
gung von zwangsläufig entstandenden Ko- 
sten für eine Hausgehilfin oder Haushalts- 
hilfe) 

Anstelle des § 33 a Abs, 3 Satz 1 Nr. 2 
in den vor 1980 geltenden Fassungen sind 
bei Steuerfestsetzungen für Kalenderjahre 
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vor 1980 folgende Vorschriften anzuwen- 
den: 

(1) Erwachsen einem Steuerpflichtigen 
zwangsläufig Aufwendungen durch die 
Beschäftigung einer Hausgehilfin, so wird 
auf Antrag die Einkommensteuer dadurch 
ermäßigt, daß die Aufwendungen, höch- 
stens jedoch ein Betrag von 1 200 Deut- 
sche Mark im Kalenderjahr vom Gesamt- 
betrag der Einkünfte abgezogen werden, 
wenn zum Haushalt des Steuerpflichtigen 
mindestens ein Kind gehört, das das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 

(2) Voraussetzung ist, daß die Steuer- 
festsetzungen am . . . (Tag des Inkrafttre- 
tens des Steueränderungsgesetzes 1979) 
noch nicht bestandskräftig sind oder un- 
ter dem Vorbehalt der Nachprüfung ste- 
hen. Nach dem 11. Oktober 1977 bestands- 
kräftig gewordene Steuerbescheide sind 
ensprechend Absatz 1 zu ändern, wenn 
der Steuerpflichtige dies innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten nach Verkün- 
dung des Steueränderungsgesetzes 1979 
vom . . . (BGBL I S. . . .) beim Finanzamt 
schriftlich oder durch Erklärung zur Nie- 
derschrift beantragt.'" 


4. Zu Artikel 2 (Gewerbesteuergesetz) 

Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende neue Nummer 4 wird eingefügt: 

,4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Zahl 
„24 000" durch die Zahl „36 000" er- 
setzt. 

b) Folgender neuer Absatz 6 wird einge- 
fügt: 

„(6) Für Unternehmen im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 und des § 3 Ziff. 5, 6, 9 und 
15 bis 18 und für Unternehmen von 
juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts wird ein Steuermeßbetrag nicht 
festgesetzt, wenn der Gewerbeertrag 
5 000 Deutsche Mark nicht übersteigt." 

c) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7.' 

b) Folgende neue Nummer 5 wird eingefügt: 

,5. In § 12 Abs. 2 Ziff. 1 wird der Strichpunkt 
durch einen Punkt ersetzt und der fol- 
gende Satz 2 angefügt: 

„Verbindlichkeiten, die den Schuldzinsen 
im Sinne des § 8 Ziff. 1 entsprechen, wer- 
den nur hinzugerechnet, soweit der abge- 
zogene Betrag 50 000 Deutsche Mark über- 
steigt;".' 

c) Folgende neue Nummer 6 wird eingefügt: 

,6. In § 13 Abs. 1 wird die Zahl „60 000" durch 
die Zahl „120 000" ersetzt.' 


d) Die bisherigen Nummern 4 bis 21 werden 
Nummern 7 bis 24. 

e) Die neue Nummer 24 erhält folgende Fassung: 
,24. § 36 erhält folgende Fassung: 

„§ 36 

Zeitlicher Anwendungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieses 
Gesetzes ist, soweit in Absatz* 2 nichts 
anderes bestimmt ist, erstmals für den 
Erhebungszeitraum 1980 anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften des § 12 Abs. 2 
Ziff. 1 Satz 2 und des § 13 Abs. 1 sind 
erstmals für den Erhebungszeitraum 1981 
anzuwenden." ' 

5, Zu Artikel 13 — neu — (Gemeindefinanzreform- 
gesetz) 

Zu Artikel 14 — neu — (Bundeskindergeldgesetz) 

a) Nach Artikel 12 werden folgende Artikel 13 
und Artikel 14 eingefügt: 

, Artikel 13 

Gemeindefinanzreformgesetz 

Das Gemeindefinanzreformgesetz vom 
8. September 1969 (BGBl. I S. 1587), geändert 
durch Gesetz vom 27. Dezember 1971 (BGBl. I 
S. 2157), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Satz 1 werden die Worte „14 vom 
Hundert" durch die Worte „15 vom Hun- 
dert" ersetzt. 

2. In § 6 Abs. 2 werden die Worte „120 vom 
Hundert" durch die Worte „80 vom Hun- 
dert" ersetzt. 

Artikel 14 

Änderung des Achten Gesetzes zur 
Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

Das Achte Gesetz zur Änderung des Bun- 
deskindergeldgesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. . . .) wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b erhält folgende 
Fassung: 

,b) die Zahl „150" durch die Zahl „200" er- 
setzt' 

2. Artikel 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a tritt 
am 1. Juli 1979 in Kraft" ' 

b) Die bisherigen Artikel 13 und 14 werden 
Artikel 15 und 16. 

6. Zu Artikel 16 — bisher Artikel 14 — (Inkraft- 
treten) 

Artikel 16 Abs. 4 (bisher Artikel 14 Abs. 4) wird 
wie folgt gefaßt: 

„(4) Artikel 13 tritt am 1. Januar 1980 in 
Kraft." 



